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Die Grundsteuerreform und der Spielball „Hebesätze“ 

Stetig steigende Einnahmen aus der Grundsteuer
Urteil: GrSt -  aufkommensneutrale Reform 

Kommunen: versprochen  -  gebrochen?

Seit 2009 sind die Einnahmen aus der Grundsteuer bis 2022 von 10,58 Mrd. auf 14,87 Mrd. angestiegen. Laut Prognose erhöhen sich die Einnahmen bis 2027 auf ca.16 Mrd.

Im Jahr 2019 verwahrte sich der Deutsche Städtetag noch vor Spekulationen, dass die Hebesätze zur drastischen Erhöhung der GrSt-Einnahmen genutzt würden. Die Grundsteuerreform soll „aufkommensneutral“ sein, so tönte es vom Deutschen Städtetag bis Bundeskanzler Scholz. 
Es war klar, dass Eigentümer von Luxusobjekten mehr und Eigentümer weniger wertvoller Objekte weniger zahlen würden.

 Aktuell akzeptiert man offensichtlich, dass Steuererhöhungen durch starke Anhebung der Hebesätze zum Ausgleich von fehlenden Einnahmen bzw. Ausfall von Bundeszahlungen und höhere Belastungen durch gesetzliche Änderungen notwendig werden können. Eine strukturelle Erhöhung der Grundsteuereinnahmen sei ab nicht geplant. So wollte es das Bundesverfassungsgericht verstanden wissen und so war es auch inhaltlich im Gesetzentwurf „geplant“ (?).
Inzwischen beobachten wir bereits jetzt bundesweit eine Vielzahl von Erhöhungen der Hebesätze der Grundsteuer. 

Durch die gestiegenen Immobilienpreise steigen die Grundsteuerwerte und Steuermeßzahlen. Wenn die Hebesätze also nicht sinken, werden die Eigentümer (und Mieter) höhere Grundsteuern zahlen müssen. Eine Freude für jeden Kämmerer. 

Halten sich die Kommunen aber nicht daran die Hebesätze zu senken, wird das Ziel des Bundesverfassungsgerichtsurteil verfehlt. Die in der Verfassung verankerte Steuerhoheit der Kommunen.

Dieses Vorgehen wäre ein weiterer politischer Vertauensbruch im Hinblick auf die im Augenblick bereits schwer erschütterte Glaubwürdigkeit der Politischen Instanzen.

Einige Bundesländer planen ein Transparenzregister für die Hebesätze einzurichten. Das wäre sehr zu begrüßen.
Achten Sie als Bürger auf diese Entwicklung der Hebesätze – vor allem auf die z.T. unglaubliche Argumentation der Kommunen.

In der Anlage zeigen wir einige Fälle von drastischen Erhöhungen der GrSt-Hebesätze auf.
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Die Situation in Bayern:
Erhöhte Hebesätze bei folgen Kommunen (Auswahl):
Abtsteinach  
Hessen
 

von 503 auf 600 (ab2024)
Gummersbach
NRW
 von 575 auf 695     

Lorch
Hessen
 1050 Spitzenreiter
Berlin
Berlin
   810
Bremen
Bremen
   695
Lautertal
Hessen
 1050 s.o.
Nauheim
Hessen
   960

Ringgau
Hessen
   960

Bergneustadt
NRW
   959
Sinnvoll wäre die Einrichtung eines bundesweiten Transparenzregisters, wie es einige Bundesländer bereits zugesagt haben.
https://kommunal.de/grundsteuer-erhoehungen-hebesatz-reform
https://www.steuerzahler.de/aktuelles/detail/ueber-100-kommunen-erhoehen-grundsteuer-b-hebesatz/?L=0&cHash=52
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wirtschaft/grundsteuer-hebesatz-gemeinden-erhoeht-100.html
https://www.zeit.de/wirtschaft/2023-08/grundsteuer-erhoehung-hebesatz-2022-studie
https://hebesatz.grundsteuer.de/bayern
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